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Im Folgenden werden nach einer Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte des 
Regierungsentwurfs (A.) grundsätzliche Bedenken hinsichtlich der Zielerreichung 
(B.) vorangestellt und im Folgenden die einzelnen Vorschläge in den Themenblöcken 
„Gesamtzuständigkeit“ (C.), „Vorranggebot“ (D.), „Infrastrukturelle Bildungsassistenz“ 
(E.) sowie „Sonstiges“ (F.) diskutiert. 
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A. Wesentliche Inhalte 
Statt einer weitgehenden Zusammenführung der Eingliederungshilfe für junge 
Menschen mit Behinderungen im SGB VIII ist im Regierungsentwurf (RegE) nunmehr 
nur noch eine Erprobungsklausel vorgesehen, die es ausgewählten Kommunen 
erlauben soll, die Gesamtzuständigkeit „zu erproben“ (§ 10c SGB VIII-E). Gleichzeitig 
sieht der RegE weiterhin das schon im Referentenentwurf (RefE) von der 
Fachöffentlichkeit kritisierte Vorranggebot von Regel- und Infrastrukturleistungen 
vor Hilfen zur Erziehung (HzE) sowie die regelhafte Deckung von Kita- oder 
Schulbegleitungsbedarfen durch eine neu einzuführende infrastrukturelle 
Bildungsassistenz vor, allerdings nur für Kinder und Jugendliche mit (drohender) 
seelischer Behinderung.1 Die Verantwortung der Kinder- und Jugendhilfe für dieses 
Angebot ist gegenüber dem RefE sogar noch gestärkt worden: So ist die Vorgabe an 
den Landesgesetzgeber, die Beteiligung der in den Ländern für die Finanzierung der 
Schulen verantwortlichen Stellen an den Kosten zu regeln, entfallen. Eine 
Weiterentwicklung des Vereinbarungs- und des Kostenheranziehungsrechts ist im 
RegE nicht, sondern erst für das 2. KJHSRG vorgesehen.2 Die geplante 
bußgeldbewährte Wohnsitznahmeverpflichtung für junge Geflüchtete ist 
aufgegeben worden. Die weiteren im RefE enthaltenen Vorschläge, etwa im Bereich 
Pflegekinderhilfe oder Örtliche Zuständigkeit, sind weitgehend übernommen 
worden. 

B. Grundsätzliche Ausrichtung der 
Reform 

Die Haupt-Reformansätze („Experimentierklausel“, „infrastrukturelle Bildungsassistenz“, 
„Vorranggebot“) haben aus Sicht des Instituts alle drei erhebliche Schwächen im 
Hinblick auf die zentralen Ziele der Reform („Inklusives SGB VIII“, „Bürokratieabbau“ 
und „Kostendämpfung“), sodass eine Neuausrichtung des Reformvorhabens 
ernsthaft geprüft werden sollte: 

I. Verbindliche Gesamtzuständigkeit 

Nach Auffassung des Instituts wäre eine Erprobung der Gesamtzuständigkeit in 
ausgewählten Kommunen dann ein geeignetes Verfahren, wenn die Phase nach der 
Erprobung mitgedacht würde, also bereits jetzt ein Weg skizziert wird, wann die 
Gesamtzuständigkeit eintreten wird und wie die Erkenntnisse aus der 
Erprobungsphase dabei nützlich gemacht werden können. Die Erprobung der 
Gesamtzuständigkeit mitsamt den dazu erforderlichen Umstellungen der 
kommunalen Verwaltungsprozesse wäre ansonsten für die Kommunen mit dem 

––––––––––––––––– 
1  DIJuF 1. KJHSRG. 
2  RegE 4, 24. 

https://dijuf.de/handlungsfelder/inklusives-sgb-viii/1-kjhsrg-e
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Risiko behaftet, fünf Jahre später die Verwaltungsprozesse erneut umstellen zu 
müssen. Ob sich Bundesländer mit überörtlicher Zuständigkeit überhaupt auf den 
Erprobungsweg machen, erscheint zudem fraglich. 

Das zentrale Ziel des Bürokratieabbaus lässt sich nur durch eine konsequente, 
bundeseinheitliche Umstellung der Verwaltungsprozesse erreichen. Bis heute sind 
bereits erhebliche Ressourcen in die Vorbereitung der Gesamtzuständigkeit 
geflossen (vier Gesetzgebungsprozesse, zwei Beteiligungsprozesse, zahlreiche 
Projektförderungen …). Allein in diesem Jahr hat das Institut schon über 160 
komplexe Rechtsanfragen von Jugendämtern zum Teilhaberecht beantwortet, von 
denen sich der ganz überwiegende Teil auf Abgrenzungsfragen zwischen SGB VIII 
und SGB IX bezieht. Und die an das Institut herangetragenen Einzelfälle stellen nur 
einen kleinen Ausschnitt der gesamten Praxis der Kinder- und Jugendhilfe dar. Eine 
bürokratisch aufwendige Erprobung als politischer Kompromiss ohne eine ernsthafte 
Absicht, die Gesamtzuständigkeit (in allen Bundesländern) einzuführen, würde 
weder dem Ziel des Bürokratieabbaus noch dem der Einsparung noch dem der 
Schaffung eines inklusiven Sozialsystems für Kinder und Jugendliche gerecht. Ob der 
potenzielle Erkenntnisgewinn durch die Erprobung den Aufwand der Erprobung 
– einschließlich des noch erforderlichen Landesgesetzgebungsverfahrens – 
rechtfertigt, ist sorgfältig abzuwägen. 

II. Infrastrukturelle Bildungsassistenz als „echtes“ 
Infrastrukturangebot für alle Kinder und Jugendlichen 

Der RegE geht – wohl zu Recht – davon aus, dass die Schule auf absehbare Zeit ihrer 
Pflicht zur inklusiven Schule nicht nachkommen wird und daher weiterhin 
Eingliederungshilfeleistungen durch die Kinder- und Jugendhilfe bzw. die 
Eingliederungshilfe erforderlich sein werden, um allen Kindern und Jugendlichen 
gleichberechtigte Teilhabe an Schule zu ermöglichen. Die hierfür entstehenden 
Kosten werden jedoch als zu hoch empfunden und sollen gesenkt werden, indem 
der Bedarf – soweit möglich – durch ein niedrigschwelliges, unmittelbar verfügbares 
Angebot gedeckt wird. Ein solches Infrastrukturangebot hat – da es unmittelbar in 
Anspruch genommen werden kann und entsprechend wenig 
Stigmatisierungseffekte mit sich bringt – auch aus Perspektive der Fachlichkeit und 
der Leistungsberechtigten viele Vorteile. 

Um diese positiven Effekte zu erreichen, ist zwingend erforderlich, dass keine 
aufwendige Bedarfsermittlung vor der Inanspruchnahme des Angebots erforderlich 
ist – was nach dem RegE aber der Fall wäre, da die infrastrukturelle 
Bildungsassistenz nur für Kinder und Jugendliche mit erzieherischem Bedarf oder 
(drohender) seelischer Behinderung, aber nicht für Kinder und Jugendliche mit 
(drohender) körperlicher oder geistiger Behinderung greifen soll. Zwingend 
erforderlich ist weiter, dieses Angebot als „echtes“, von Einzelhilfen normativ und 
systematisch abgekoppeltes Infrastrukturangebot der Kinder- und Jugendhilfe 
auszugestalten (ggf. nach dem Vorbild der §§ 13, 13a SGB VIII). Damit wäre die 
Systematik das SGB VIII gewahrt, die schwierige Abgrenzung zur Einzelhilfe 
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aufgelöst, und es würden hinsichtlich Leistungserbringung und Planung die üblichen 
SGB VIII-Vorschriften gelten. Erforderlich ist schließlich, dass sich die vorrangige 
Verpflichtung der Schule, Teilhabe an Bildung im Regelschulsystem auch Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderung zu ermöglichen (§ 10 Abs. 1 SGB VIII) – wenn die 
Schule ihr schon auf der Leistungsebene nicht nachkommt –, jedenfalls auf der 
Kostenebene abbildet. Denn die der Kinder- und Jugendhilfe – der Ausfallbürgin – 
zugerechneten Kostensteigerungen im Bereich der Schulbegleitung sind streng 
genommen solche des Systems Schule. 

III. Gesamtkonzept zur Stärkung von Infrastrukturleistungen 

Der RegE geht – ohne empirischen Beleg oder nachvollziehbarer Erklärungshypothese – 
davon aus, dass ein Drittel der ambulanten Erziehungshilfen bei unter Dreijährigen 
durch Tagesbetreuung (§§ 22 ff. SGB VIII) und ein Viertel der Unterbringungen von 
Jugendlichen und jungen Volljährigen in betreuten Wohngruppen durch 
Jugendwohnen (§ 13 Abs. 3 SGB VIII) ersetzt werden könnte.3 Um dieses Ziel zu 
erreichen, sieht er ein Vorranggebot insbesondere der Leistungen nach §§ 13, 16 ff., 
22 ff. SGB VIII bei der Auswahl der geeigneten HzE sowie eine Fachteamprüfung der 
gleich oder besseren Eignung dieser Leistung im Hilfeplanverfahren vor. Selbst 
wenn es – was die Statistik nicht ausweist – eine Fallgruppe gäbe, deren Bedarf 
durch Tagesbetreuung statt HzE bzw. durch Jugendwohnen statt betreuter 
Wohngruppe gedeckt werden könnte, wäre das Ziel, die Adressat*innen in die 
ebenso geeignete, aber günstigere Leistung zu überführen, mit sehr viel weniger 
Bürokratieaufwand zu erreichen: Dafür könnte in die Leistungsvoraussetzungen des 
§ 27 SGB VIII ausdrücklich aufgenommen werden, dass eine HzE voraussetzt, dass 
die Hilfe nicht durch eine andere Leistung gedeckt werden kann. Dabei handelt es 
sich letztlich um eine Selbstverständlichkeit, die nach Beobachtung des Instituts in 
den Jugendämtern bundesweit beachtet wird. So könnte jedoch ggf. dem Wunsch 
der Bundesregierung nach einer entsprechenden Klarstellung rechtssystematisch 
überzeugender und mit deutlich weniger Bürokratiefolgen entsprochen werden. Der 
jetzige Regelungsvorschlag hätte nämlich zur Konsequenz, dass – anders als bisher – 
auch für die Gewährung von Tagesbetreuung, Trennungs- und Scheidungsberatung 
oder Jugendwohnen ein aufwendiges Hilfeplanverfahren durchzuführen wäre. 

Zu den Vorschlägen im Einzelnen:4 

––––––––––––––––– 
3  RegE 35. 
4  Abweichungen zum RefE werden insb. dort dargestellt, wo sie inhaltlich relevant sind. 



 

Seite 6 / 28 

C. Gesamtzuständigkeit/Inklusives 
SGB VIII 

I. Streichung der Gesamtzuständigkeit ab 1.1.2028 

Der Vorrang von Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX Teil 2 für junge 
Menschen mit (drohender) geistiger oder körperlicher Behinderung soll bestehen 
bleiben. Dafür wird die mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) zum 
1.1.2028 vorgesehene Änderung in § 10 Abs. 4 SGB VIII (Art. 1 Nr. 12 KJSG) 
gestrichen. Da diese Änderung ohnehin unter der Bedingung steht, dass bis 
1.1.2027 ein Bundesgesetz zur Regelung der Details der Gesamtzuständigkeit in 
Kraft tritt (Art. 10 Abs. 3 KJSG) – was offensichtlich nicht geschehen wird –, wäre die 
Streichung des Art. 1 Nr. 12 KJSG nicht zwingend erforderlich. Jedenfalls ist 
klargestellt, dass § 10 Abs. 4 SGB VIII in seiner derzeit gültigen Fassung bestehen 
bleiben soll. 

Anstelle einer Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe mit einer 
einschränkenden Länderöffnungsklausel soll nun ein neuer § 10c SGB VIII-E die (bis 
31.12.2032 befristete) Möglichkeit der „Erprobung“ der Gesamtzuständigkeit durch 
zugelassene Träger der öffentlichen Jugendhilfe regeln. Daneben sind Änderungen 
im Leistungsrecht (§§ 35a, 35c SGB VIII-E) vorgesehen, die eine 
Leistungsgewährung der „Erprobungskommunen“ auf Grundlage des SGB VIII 
ermöglichen. Auch die Hilfeplanung wird punktuell angepasst (§ 36 Abs. 1 
SGB VIII-E). Der unverbindliche Hinweis in der Entwurfsbegründung, dass die 
Gesamtzuständigkeit „verschoben“5 werde, findet – anders als in der letzten 
inoffiziellen, aber öffentlich bekannten Arbeitsfassung des RefE vom 24.6.20266 – 
keine Entsprechung in den geplanten gesetzlichen Regelungen. 

➢ Das DIJuF regt daher dringend an, wieder ein verbindliches Datum zum 
Inkrafttreten der Gesamtzuständigkeit in den Gesetzentwurf aufzunehmen. 

II. Erprobungsklausel (§ 10c SGB VIII-E) 

Für Erprobungskommunen sieht § 10c Abs. 1 SGB VIII-E abweichend von § 10 
Abs. 4 S. 2 SGB VIII auch für Leistungen der Eingliederungshilfe an junge Menschen 
mit (drohenden) körperlichen oder geistigen Behinderungen einen Vorrang des 
SGB VIII-E vor. Die Zulassung zur Erprobung durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde soll auf Antrag der Kommune erfolgen und wird an verschiedene, in 
Absatz 5 näher beschriebene Voraussetzungen geknüpft. Ua müssen die Kommunen 
die organisatorischen und personellen Voraussetzungen für die Erprobung sowie 
eine ordnungsgemäße Finanzabwicklung nachweisen, eine bestehende oder 
geplante Verwaltungskooperationen mit dem Träger der Eingliederungshilfe 

––––––––––––––––– 
5  RegE 24. 
6  Art. 3 des 1. KJHSRG idF des RefE vom 24.6.2026, abrufbar unter RefE 24.6.2026, Abruf: 1.9.2026. 

https://table.media/assets/berlin/kjhsrg_neu.pdf
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darlegen und sich zur Datenerhebung verpflichten. Landesrecht bestimmt die für die 
Erprobung „begrenzte Zahl“ der Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 

Die Erprobungsklausel in der derzeit vorgesehenen Fassung zieht aus Sicht des 
Instituts eine Reihe rechtlicher Folgeprobleme nach sich, die klärungsbedürftig sind: 

1. Begrenzung der Erprobung auf Leistungen der Eingliederungshilfe? 

Der Wortlaut des § 10c Abs. 1 SGB VIII-E sieht einen Vorrang von „Leistungen der 
Eingliederungshilfe nach diesem Buch für junge Menschen mit Behinderungen in 
Folge von körperlichen, geistigen oder Sinnesbeeinträchtigungen oder junge 
Menschen, die von einer solchen Behinderung bedroht sind“, vor. Der Vorrang des 
SGB VIII-E gegenüber SGB IX Teil 2 in Erprobungskommunen wird also nach dem 
Wortlaut auf Eingliederungshilfe nach dem SGB VIII-E begrenzt und bezieht sich 
nicht auf andere Jugendhilfeleistungen. 

Dies kann vor allem im Hinblick auf stationäre HzE und Tagesbetreuung zu 
Unklarheiten und Komplikationen führen: Da für diese Leistungen für Kinder und 
Jugendliche mit (drohender) körperlicher oder geistiger Behinderung kein Vorrang 
des SGB VIII-E normiert ist, müssten entsprechende Bedarfe durch 
Erprobungsjugendämter immer über Leistungen der Eingliederungshilfeleistung 
nach § 35a SGB VIII-E gedeckt werden. Im Ergebnis würde damit für junge 
Menschen mit körperlicher/geistiger Behinderung ein Vorrang des § 35a SGB VIII-E 
vor allen anderen Jugendhilfeleistungen eingeführt werden, der für junge Menschen 
mit seelischer Behinderung in dieser Form nicht allgemein anerkannt ist. Es 
entspricht vielmehr vielfacher Praxis der Jugendämter, etwa stationäre HzE auch bei 
Bekanntwerden einer Behinderung weiterzugewähren, wogegen aus rechtlicher 
Sicht keine Bedenken bestehen, sofern die Ausgestaltung der Hilfe bedarfsdeckend 
ist.7 Außerdem wird vielfach zu Recht vertreten, dass Kinder mit Behinderung unter 
§§ 22 ff. SGB VIII fallen, was der Idee einer inklusiv aufgestellten Regelstruktur 
entspricht.8 

Einen Vorrang von § 35a SGB VIII-E gegenüber anderen Jugendhilfeleistungen nur 
für Erprobungskommunen und nur bei Vorliegen einer geistigen/körperlichen 
Behinderung zu normieren, dürfte keinesfalls gewollt sein. 

➢ Es wird daher angeregt, in § 10c Abs. 1 SGB VIII die Einschränkung des 
Vorrangs des SGB VIII-E auf Leistungen der Eingliederungshilfe zu streichen 
und den Vorrang auf alle Leistungen des SGB VIII-E auszweiten. 

2. Klarstellung, welche Planungsvorgaben des SGB IX anzuwenden sind? 

§ 10c Abs. 2 SGB VIII-E sieht vor, dass die Erprobungskommunen die Regelungen 
zum Gesamtplanverfahren nach §§ 117–122 SGB IX anzuwenden haben, soweit 
diese über §§ 36–36b SGB VIII-E hinausgehen.9 Damit bleibt aber unbestimmt, 
welche Planungsvorgaben des SGB IX genau über die des SGB VIII hinausgehen. 
––––––––––––––––– 
7  Zum fehlenden festen Rangverhältnis zwischen HzE und Eingliederungshilfe nach SGB VIII DIJuF/Seltmann 

Themengutachten TG-1259, Stand: 5/2023, Ziff. 1.5.1, abrufbar auf KiJuP-online. 
8  FK-SGB VIII/Beckmann, 10. Aufl. 2026, SGB VIII § 22a Rn. 12 mwN; DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2025, 27 

mwN. 
9  RegE 43. 
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Relevant werden wohl vor allem die Dokumentationspflichten des § 121 Abs. 4 
SGB IX sowie die Anwendung eines ICF-orientierten Bedarfsermittlungsinstruments. 

➢ Zwecks Rechtsklarheit und im Sinne der Rechtsanwendungsfreundlichkeit 
wird angeregt, im Gesetz oder zumindest in der Begründung zu konkretisieren, 
welche konkreten Regelungen der §§ 117–122 SGB IX als über die 
Hilfeplanung hinausgehend anzusehen und demnach durch die 
Erprobungskommunen anzuwenden sind. 

3. Wechsel der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit? 

Der Vorrang des SGB VIII soll gelten, wenn der örtlich zuständige Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zur Erprobung zugelassen wurde (§ 10c Abs. 1 SGB VIII-E). 
Sobald ein Erprobungsjugendamt örtlich zuständig ist/wird, ist damit das SGB VIII-E 
vorrangig. 

Erreicht den Träger der Eingliederungshilfe ein Leistungsantrag, muss dieser nicht 
mehr nur § 98 SGB IX zur Feststellung seiner örtlichen Zuständigkeit prüfen, 
sondern mit Blick auf seine sachliche Zuständigkeit auch die Regelungen der 
§§ 86 ff. SGB VIII, um herauszufinden, ob nicht ein Erprobungsjugendamt örtlich 
zuständig und damit insgesamt sachlich vorrangig zuständig ist/wird. Aufgrund der 
möglichen Abweichung der örtlichen Zuständigkeiten nach § 98 SGB IX und 
§§ 86 ff. SGB VIII werden Erprobungsjugendämter nicht nur für die 
kommuneninternen SGB IX-Fälle, sondern ggf. auch für weitere Fälle sachlich 
vorrangig zuständig (und ggf. kostenerstattungspflichtig). 

Unklarheiten bestehen außerdem im Hinblick auf Fallabgaben, insbesondere bei 
Umzug in oder Wegzug aus einer Erprobungskommune oder im Zeitpunkt der 
Zulassung als Erprobungskommune: Ob in diesen Fällen aufgrund des Wechsels der 
örtlichen und sachlichen Zuständigkeit Fallabgaben vorzunehmen sind, ist mit Blick 
auf die Zuständigkeitsbindung nach § 14 SGB IX unklar. Die Rechtsprechung des 
BVerwG und des BSG weichen für Wechsel der örtlichen Zuständigkeit voneinander 
ab.10 Wie der nun geplante, an den örtlichen Zuständigkeitswechsel geknüpfte 
Wechsel der sachlichen Zuständigkeit beurteilt wird, scheint völlig offen. 

Die Einführung von Erprobungskommunen birgt daher das Risiko, das Gegenteil des 
ursprünglichen Anliegens („Zuständigkeitsdschungel beenden“, „Verwaltung 
vereinfachen“) zu bewirken. 

4. Ergänzungen im Leistungserbringungsrecht? 

Erprobungsjugendämter müssen bei Erbringung von SGB VIII-E-Leistungen das 
eigene Leistungserbringungsrecht anwenden. Wollen sie bisherige SGB IX-
Einrichtungen belegen, sind neue Vereinbarungen erforderlich. Für den Abschluss 
von Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1 SGB VIII ist der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe örtlich zuständig, in dessen Bereich die Einrichtung gelegen ist (§ 78e 
Abs. 1 SGB VIII). 

––––––––––––––––– 
10  Vgl. hierzu insg. Schönecker ua JAmt 2020, 282. 
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Erprobungsjugendämter können demnach nur in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich 
Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1 SGB VIII mit SGB IX-Einrichtungen schließen. 
Möchte ein Erprobungsjugendamt aber eine SGB IX-Einrichtung außerhalb seines 
Zuständigkeitsbereichs belegen, wird das Vorliegen einer Vereinbarung nach § 78b 
Abs. 1 SGB VIII davon abhängen, ob zufällig das dortige Jugendamt auch ein 
Erprobungsjugendamt ist. Ist dies nicht der Fall, scheint äußerst unwahrscheinlich, 
dass eine LEQ-Vereinbarung vorliegt. 

➢ Es wird angeregt zu prüfen, ob für solche Fälle eine Entgeltübernahme durch 
die Erprobungskommunen auf Grundlage der SGB IX-Vereinbarungen in 
Betracht kommt und entsprechend normiert werden kann. Alternativ könnte 
im Rahmen der Übergangsregelung bis zum Neuabschluss eine Fortgeltung 
der SGB IX-Vereinbarungen als SGB VIII-E-Vereinbarung geregelt werden 
(s. auch II. 5. im Rahmen der Übergangsregelungen). 

➢ Es wird außerdem angeregt, den Anspruch auf Anerkennung als freier Träger 
der Jugendhilfe (§ 75 Abs. 2 SGB VIII) auf diejenigen freien Träger 
auszuweiten, die bislang Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX 
Teil 2 für Kinder und Jugendliche mit Behinderung erbringen, künftig aber 
(auch) durch Erprobungskommunen gewährte SGB VIII-E-Leistungen 
erbringen werden. 

5. Übergangsregelungen? 

Für die Erprobung der Gesamtzuständigkeit sind anders als im RefE für die 
tatsächliche Gesamtzuständigkeit keinerlei Übergangsregelungen vorgesehen. Es 
ist demnach nicht geklärt, welche rechtlichen Regelungen für den Übergang 
laufender SGB IX-Fälle von dem bisher zuständigen Träger der Eingliederungshilfe 
auf das neu zuständige Erprobungsjugendamt stattfinden. 

➢ Um rechtssichere Übergänge zu ermöglichen, sind hier entweder 
bundeseinheitliche Regelungen zu schaffen oder jedenfalls dem 
Landesgesetzgeber die Schaffung derartiger Regelungen aufzugeben. Aus 
Sicht des Instituts sind insbesondere folgende Regelungsgegenstände 
relevant: 

– Fortgeltung der SGB IX-Leistungs- und Kostenbeitragsbescheide als 
SGB VIII-E-Bescheide? Eintritt des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe? 
Anpassungspflicht? 

– Fortgeltung von SGB IX-Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen als 
SGB VIII-Vereinbarungen? 

– Vorrang des SGB VIII-E auch bei Volljährigkeit zu Beginn der 
Erprobungszeit? 

– Zuständigkeitsübergabe: Pflicht zur Prüfung der örtlichen Zuständigkeit? 
Weiterleistungspflicht gegen Kostenerstattung? Verpflichtung zur 
Zusammenarbeit? 
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III. Anpassungen im SGB IX insbesondere bei Familienpflege 
(§§ 113, 80 SGB IX) 

Sofern mit dem jetzigen Vorschlag der Vorrang des SGB IX Teil 2 (bis auf die 
wenigen Fälle der sog. Erprobungskommunen) auf offenbar unabsehbare Zeit 
bestehen bleiben soll, sind aus Sicht des Instituts zumindest dringend erforderliche 
Anpassungen im Leistungsrecht des SGB IX Teil 2 vorzunehmen, um die durch die 
verschiedenen Leistungsgesetze entstehende Ungleichheit aufgrund der Art der 
Behinderung zumindest aufzufangen. Dies betrifft insbesondere den Bereich der 
Familienpflege (§§ 113, 80 SGB IX), die trotz ihrer Relevanz für Kinder und 
Jugendliche aus rechtlicher Sicht im SGB IX vielfach kaum mitbedacht worden zu 
sein scheint. Es bestehen folgende Regelungslücken: 

• § 134 SGB IX ist direkt nicht anwendbar. Nur bei entsprechender Anwendung 
ist auch bei Familienpflege (wie bei Unterbringung über Tag und Nacht) eine 
Komplexleistung aus Fachleistung und Leistung zum Lebensunterhalt 
möglich.11 

• Die bei einer solchen entsprechenden Anwendung des § 134 SGB IX durch den 
Träger der Eingliederungshilfe zu erbringende Unterhaltsleistung ist im SGB IX 
nicht geregelt. Eine Norm wie § 39 SGB VIII gibt es nicht. Zurückgegriffen 
werden muss demnach wohl auf § 27a Abs. 5 SGB XII, der wiederum nur auf 
Minderjährige Anwendung findet, nicht aber auf junge Volljährige, und 
außerdem nur den Sachkostenanteil erfasst.12. Eine ähnliche Problematik 
besteht im Übrigen generell für Unterhaltsleistungen, also auch in 
Einrichtungen über Tag und Nacht. 

• Ob Familienpflege unter die „Leistungen einer Betreuung über Tag und Nacht“ 
iSd § 98 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 SGB IX fällt, ist umstritten,13 was häufig 
Streitigkeiten über die örtliche Zuständigkeit in Erstattungskonstellationen 
zwischen Träger der Eingliederungshilfe und Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach sich zieht. 

• Im SGB IX gibt es keine mit § 37b SGB VIII vergleichbare Vorschrift. Der Träger 
der Eingliederungshilfe ist demnach nicht zur Entwicklung und Anwendung 
von Schutzkonzepten in Pflegefamilien verpflichtet.14 

➢ Es wird dringend angeregt, diese Regelungslücken zu schließen. Dafür sollte 
im Rahmen des § 113 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX ausdrücklich festgelegt werden, 
dass der Träger der Eingliederungshilfe auch die Unterhaltsleistung erbringt, 
und diesbezüglich auf § 39 SGB VIII verwiesen werden. Außerdem sollte die 
Verpflichtung zur Entwicklung von Schutzkonzepten ausdrücklich normiert 
oder jedenfalls eine entsprechende Anwendung des § 37b SGB VIII 
angeordnet werden, um ein vergleichbares Schutzniveau herzustellen. 

––––––––––––––––– 
11  Hierzu DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2020, 581. 
12  Hierzu DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2020, 581. 
13  Dafür: DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2021, 459 (461). 
14  Hierzu DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2023, 480 (482 f.). 
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IV. Eingliederungshilfe (§§ 35a–35c SGB VIII-E) 

1. Leistungen der Eingliederungshilfe (§ 35a SGB VIII-E) 

Der bisherige § 35a SGB VIII wird im RegE dahingehend angepasst, dass er keine 
Begrenzung mehr auf (drohende) seelische Behinderungen enthält, sondern alle 
Behinderungsarten umfasst. Damit wird im SGB VIII-E eine Anspruchsgrundlage für 
Leistungen der Eingliederungshilfe an alle jungen Menschen, unabhängig von der 
Art der Behinderung, geschaffen, was die „Erprobung“ der Gesamtzuständigkeit 
über § 10c SGB VIII in materiell-rechtlicher Hinsicht ermöglicht. In Kommunen, die 
nicht „erproben“, wird damit eine nachrangige Zuständigkeit der Jugendhilfe für die 
Deckung von Teilhabebedarfen bei Bestehen einer (drohenden) geistigen oder 
körperlichen Behinderung geschaffen. Künftig könnte das Jugendamt damit für 
diesen Personenkreis auch bei Fehlen einer (drohenden) seelischen Behinderung 
oder eines erzieherischen Bedarfs im Rahmen der jugendhilferechtlichen 
Ausfallbürgschaft zur (nachrangigen) Leistungsgewährung verpflichtet sein.15 

Wie schon im RefE wird der Behinderungsbegriff in § 35a Abs. 1 SGB VIII-E durch 
Verweis auf § 7 Abs. 2 SGB VIII an die UN-BRK angepasst. Positiv hervorzuheben 
ist, dass auf die komplizierte und irreführende Konkretisierung der Merkmale 
„Eignung und Notwendigkeit“ aus dem RefE16, mit der laut Entwurfsbegründung das 
Wesentlichkeitskriterium „inhaltlich aufgegriffen“ werde,17 verzichtet wurde. Im 
Leistungsrecht des SGB VIII-E ist damit die Wesentlichkeit einer Behinderung 
richtigerweise an keiner Stelle Leistungsvoraussetzung. 

Die vorgesehenen Absätze 2–5 des § 35a SGB VIII-E enthalten sowohl Regelungen 
des derzeit geltenden § 35a SGB VIII als auch Regelungen aus § 35a sowie § 27 
Abs. 6 SGB VIII-E idF des RefE. Dabei bestehen aus Sicht des Instituts insgesamt 
folgende Nachbesserungsbedarfe: 

➢ Absatz 2 verweist hinsichtlich der Leistungsgewährung insbesondere auf die 
Absätze 3–5, die §§ 35b und 35c, die Ermittlungen und Feststellungen der 
Hilfeplanung sowie bestimmte Kapitel des SGB IX. Das Wort „insbesondere“ 
impliziert eine nicht abschließende Aufzählung, die an dieser Stelle unpassend 
erscheint. Relevant sein sollte wie bisher allein, inwieweit die jeweiligen auch 
für Leistungen nach § 35a SGB VIII geltenden Leistungskataloge aus dem 
SGB IX offen ausgestaltet sind. 

➢ Absatz 2 verweist gleichrangig auf die Leistungskataloge der Kap. 9–13 
SGB IX Teil 1 sowie Kap. 3–6 SGB IX Teil 2. Es wird angeregt, sich an dem 
derzeit geltenden Verweis in § 35a Abs. 3 SGB VIII zu orientieren. Es ist 
demnach auf den spezielleren Leistungskatalog des SGB IX Teil 2, also auf 
Kap. 3–6 SGB IX Teil 2 zu verweisen. Der Verweis auf Kap. 9–13 SGB IX Teil 1 

––––––––––––––––– 
15  Zur sog. Ausfallbürgschaft DIJuF/Seltmann Themengutachten TG-1259 Frage 5 (Fn. 7); FK-SGB 

VIII/Schönecker SGB VIII § 10 Rn. 2 (Fn. 8); Rechts-FAQ des DIJuF zum Fachkräftemangel: 
„Ausfallbürgschaft der Jugendhilfe“, abrufbar unter Rechts-FAQ des DIJuF → Eingliederungshilfe → 
Ausfallbürgschaft der Jugendhilfe sowie die dort verlinkten Vortragsfolien, 20 bis 23. 

16  § 27 Abs. 4 SGB VIII-E idF des RefE. 
17  RefE 80. 

http://www.dijuf.de/handlungsfelder/fachkraeftemangel/faq
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ist hingegen zu streichen oder zumindest nicht gleichrangig, sondern „im 
Übrigen“ zu normieren. Die Regelungen der Kap. 9–13 SGB IX Teil 1 werden 
soweit erforderlich schon über die jeweiligen Verweise in den 
Leistungskatalogen des SGB IX Teil 2 relevant und finden im Übrigen ohnehin 
subsidiär Anwendung, soweit sich aus dem SGB VIII-E als Leistungsgesetz 
nichts Abweichendes ergibt (§ 7 Abs. 1 S. 1 SGB IX). Unnötige und gedoppelte 
Verweise sollten aus rechtstechnischer Sicht und Gründen der Rechtsklarheit 
sowie Anwendungsfreundlichkeit vermieden werden. Der (auch nach § 35a 
Abs. 3 SGB VIII in der geltenden Fassung bestehende) Verweis auf Kap. 6 
SGB IX Teil 1 ist wegen § 7 SGB IX ebenfalls nicht zwingend erforderlich. 

➢ Auch die Anordnung in Absatz 2, die Leistungen „nach Maßgabe der im 
Rahmen der Hilfeplanung durchgeführten Ermittlungen und getroffenen 
Feststellungen“ zu gewähren, ist aus hiesiger Sicht überflüssig. Dass die 
Regelungen der §§ 36–36b sowie 37c SGB VIII-E anzuwenden sind, ergibt sich 
bereits aus den Normen selbst sowie der Verortung im Dritten Unterabschnitt 
(Gemeinsame Vorschriften) und wird in §§ 27 ff. SGB VIII für HzE schließlich 
auch nicht geregelt. Soweit mit der Regelung in § 35a Abs. 2 SGB VIII-E 
bezweckt sein sollte, den Hilfeplan verbindlicher als Grundlage für die 
Leistungsgewährung zu normieren, wäre dies zwecks Einheitlichkeit zwischen 
HzE und Eingliederungshilfe nach hiesiger Auffassung im Rahmen der §§ 36 ff. 
SGB VIII-E selbst zu verorten. 

➢ In Absatz 3 Satz 5 sollte mit dem Verweis auf § 105 Abs. 3 SGB IX klargestellt 
werden, dass die Träger der Jugendhilfe das Nähere zu Höhe und 
Ausgestaltung der Pauschalen regeln. 

➢ Der Versuch der Vereinheitlichung der Leistungsformen der Eingliederungshilfe 
und der HzE durch Änderung der Begrifflichkeit „durch geeignete 
Pflegepersonen“ zu „in Vollzeitpflege“ in Absatz 4 wird grundsätzlich begrüßt. 
Das Institut hat dies bereits in seiner Stellungnahme zum RefE angeregt, dabei 
allerdings für eine „Dach-Norm“ auf Rechtsfolgenseite plädiert, in der 
einheitliche Rechtsfolge-Regelungen für HzE und Eingliederungshilfeleistungen 
geregelt werden.18 Gilt hingegen wie nun im RegE vorgeschlagen für 
Eingliederungshilfe weiterhin der Leistungskatalog des SGB IX Teil 2, könnte 
der Begriff der Vollzeitpflege in § 35a Abs. 3 SGB VIII-E irreführenderweise 
dahingehend verstanden werden, dass die explizit mit „Vollzeitpflege“ 
überschriebene Regelung in § 33 SGB VIII Anwendung findet, was aber bei 
Gewährung als Leistung der Eingliederungshilfe nicht der Fall ist. Hier gelten 
vielmehr über den Verweis in das SGB IX §§ 113 Abs. 3 SGB IX, § 80 SGB IX. 

➢ Die Regelungen in Absatz 4 Satz 2 (inklusive Leistungserbringung) sowie in 
Absatz 5 (ganzheitliche Leistungserbringung bei erzieherischen und 
behinderungsbedingten Bedarfen) sind nicht nur für die Erbringung von 
Leistungen der Eingliederungshilfe, sondern gleichermaßen auch für die 
Erbringung von HzE zu regeln. Da anders als noch im RefE keine „Dach-Norm“ 

––––––––––––––––– 
18  Zu diesem Vorschlag ausf. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG vom 16.4.2026, 22, 27 f., abrufbar 

unter DIJuF Stellungnahme vom 16.4.2026. 

https://dijuf.de/handlungsfelder/inklusives-sgb-viii/1-kjhsrg-e


 

Seite 13 / 28 

mehr vorgesehen ist, wären die beiden Regelungen zumindest spiegelbildlich 
auch in § 27 SGB VIII-E aufzunehmen. 

➢ Anders als noch im RefE fehlt eine Regelung, die § 103 SGB IX für 
(entsprechend) anwendbar erklärt und demnach die Schnittstelle zwischen 
Eingliederungshilfe- und Pflegebedarfen regelt. Diese Regelungslücke ist 
insbesondere hinsichtlich der Kommunen, die die Gesamtzuständigkeit 
erproben werden, dringend zu überprüfen. In diesem Zuge ist außerdem 
klarzustellen, dass § 43a SGB XI auch für Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
Anwendung findet.19 

2. Bedarfsermittlung (§ 35c SGB VIII-E) 

Die im RefE noch im Rahmen der Hilfe- und Leistungsplanung (in § 38a SGB VIII-E20) 
vorgesehenen Regelungen zur Bedarfsfeststellung bei Leistungen der 
Eingliederungshilfe sind ohne inhaltliche Änderungen nahezu wortgleich in den 
RegE überführt worden. Standort soll nicht mehr der Abschnitt zur Hilfe- und 
Leistungsplanung sein, sondern ein neuer § 35c SGB VIII-E im Abschnitt zu den 
Leistungen der Eingliederungshilfe. 

Wie bereits im RefE ist im Hinblick auf die Einholung medizinischer Stellungnahmen 
ein mehrstufiges Prüfungsverfahren vorgesehen: Zunächst hat das Jugendamt zu 
klären, ob bereits Gutachten, ärztliche Stellungnahmen oder vergleichbare 
Bescheinigungen vorliegen, die als Grundlage zur Feststellung des 
Rehabilitationsbedarfs ausreichen. Ist das nicht der Fall, ist zu prüfen, ob eine – durch 
das Jugendamt einzuholende – ärztliche Stellungnahme oder vergleichbare 
Stellungnahme ausreicht oder ob die Einholung eines umfassenden Gutachtens (iSd 
§ 17 SGB IX) erforderlich ist. 

Das Institut sieht insbesondere folgende Nachbesserungsbedarfe: 

➢ Konkretisierung der neuen Begriffe der ärztlichen Stellungnahmen und 
Bescheinigungen durch Schaffung von gesetzlichen Regelungen zu Inhalt und 
Qualität 

➢ Beibehaltung der Regelung zur ICD-10 als Grundlage der Stellungnahme bei 
seelischen Beeinträchtigungen und Prüfung für körperliche/seelische 
Beeinträchtigungen 

➢ Regelung gesetzlicher (Mindest-)Anforderungen an die Qualifikation der 
Sachverständigen durch Nennung konkreter Berufsgruppen 

➢ Eindeutige gesetzliche Regelung der jeweiligen Entscheidungskompetenz für 
die Prüfung der seelischen/körperlichen/geistigen Beeinträchtigung 
(Sachverständige) einerseits und die Prüfung der Teilhabebeeinträchtigung 
(Jugendamt) andererseits 

 

––––––––––––––––– 
19  Hierzu bereits DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 28 f. (Fn. 18). 
20  IdF des RefE. 
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Darüber hinaus wird kritisch beurteilt, dass der RegE anders als der RefE21 keine 
Regelungen zu Bedarfsermittlungsinstrumenten für Leistungen der Eingliederungshilfe 
enthält. § 118 SGB IX und damit wohl auch die auf Grundlage des § 118 Abs. 2 
SGB IX entwickelten Instrumente der Länder für Eingliederungshilfe nach SGB IX 
Teil 2 sind für Jugendämter, die die Gesamtzuständigkeit auf Grundlage des SGB VIII 
„erproben“, ergänzend anzuwenden (§ 10c Abs. 2 SGB VIII-E). Für andere 
Jugendämter gilt dies allerdings nicht – weder bei Erbringung von 
Eingliederungshilfe an junge Menschen mit (drohender) seelischer Behinderung 
noch bei nachrangiger Erbringung entsprechender Leistungen an junge Menschen 
mit (drohender) körperlicher und geistiger Behinderung. 

➢ Es wird angeregt, eine eigene Regelung im SGB VIII zu schaffen, die Vorgaben 
für die Bedarfsermittlung durch das Jugendamt für alle Behinderungsarten 
macht und bestenfalls die Entwicklung bundesweit einheitlicher Instrumente 
ermöglicht. 

V. Hilfeplanung (§ 36 SGB VIII-E) 

1. Ergänzungen in § 36 Abs. 1 SGB VIII-E 

§ 36 Abs. 1 SGB VIII soll – so die Begründung zum RegE – lediglich redaktionelle 
Anpassungen erfahren. 

In § 36 Abs. 1 S. 3 SGB VIII soll eine Pflicht zur Beteiligung einer Vertrauensperson 
auf Verlangen des Personensorgeberechtigten und des Kindes oder Jugendlichen 
ergänzt werden, wie sie für die Gesamtplanung in § 117 Abs. 2 SGB IX vorgesehen 
ist. Gleichwohl handelt es sich dabei um keine Besonderheit der Gesamtplanung, 
sondern entspricht die Pflicht auch in der Hilfeplanung nach SGB VIII den 
allgemeinen Vorgaben des Verwaltungsverfahrens. So ist bereits jetzt in § 13 Abs. 4 
SGB X, der auch für die Hilfeplanung nach SGB VIII gilt, ausdrücklich geregelt, dass 
ein Beteiligter zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand 
erscheinen kann. Eine Klarstellung der Pflicht zur Zulassung einer Vertrauensperson 
wird seitens des Instituts zur Stärkung der Beteiligungsrechte in der Praxis 
gleichwohl befürwortet. 

2. Besonderheiten für die Leistungsplanung durch Erprobungskommunen 

Zu prüfen ist, ob die Regelungen in § 36 SGB VIII für die Erprobungskommunen, die 
Leistungen für junge Menschen mit körperlicher, geistiger oder 
Mehrfachbehinderung erbringen, passend sind. Zwar haben Erprobungskommunen 
gem. § 10c Abs. 2 SGB VIII-E die Pflicht zur Anwendung der Regelungen zum 
Gesamtplanverfahren nach §§ 117–112 SGB IX, soweit diese über §§ 36–36b 
SGB VIII hinausgehen. Jedoch sollte geprüft werden, ob die Pflicht zur Anwendung 
des Hilfeplanverfahrens nach § 36 SGB VIII in dieser Form ausreicht, um den 
Besonderheiten der Leistungsgewährung bei jungen Menschen mit körperlicher, 
geistiger oder Mehrfachbehinderung hinreichend gerecht zu werden (dazu auch 

––––––––––––––––– 
21  § 38b SGB VIII-E idF des RefE. 
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oben). Insbesondere stellt sich die Frage, ob es zB bei Assistenzleistungen für junge 
Menschen mit körperlicher und/oder geistiger Behinderung angemessen wäre, für 
das Erfordernis des Zusammenwirkens mehrerer Fachkräfte einen anderen 
Anknüpfungspunkt zu wählen als die voraussichtliche Langfristigkeit der Hilfe (§ 36 
Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII-E), etwa die Komplexität der Leistung.22 

3. Ergänzungen in Bezug auf den Vorrang von Infrastrukturangeboten 
(§ 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII-E) 

In Bezug auf die in § 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII-E geplante Pflicht zur 
Entscheidung über die vorrangige Gewährung von Hilfen und Maßnahmen nach § 13 
SGB VIII, Infrastrukturleistungen sowie Regelangeboten im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte wird empfohlen, diese zu streichen. Eine ressourcenaufwendige 
Hilfeplanung im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte über die geeignete Hilfeart 
ist entbehrlich, wenn eine HzE aufgrund der Eignung infrastruktureller Hilfen bereits 
nicht notwendig ist (s. ausf. E.). 

VI. Entfristung des Verfahrenslotsen (§ 10b SGB VIII) 

Durch Streichung des Art. 10 Abs. 4 KJSG wird das dort bisher geregelte 
Außerkrafttreten des § 10b SGB VIII zum 1.1.2028 aufgehoben. § 10b SGB VIII wird 
damit „entfristet“ und gilt auch über den 1.1.2028 hinaus. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass mangels flächendeckender Umsetzung der „Großen 
Lösung“ die Schnittstelle zwischen SGB VIII und SGB IX und die damit 
einhergehenden Unterstützungsbedarfe sowohl für Leistungsberechtigte und deren 
Familien als auch für die öffentlichen Träger bestehen bleiben. 

Eine Änderung des § 10b SGB VIII ist nicht vorgesehen. Es werden damit anders als 
noch im RefE weder der Unterstützungs- und Begleitungsanspruch der Familien auf 
alle Teilhabeleistungen sowie Leistungen der Pflegeversicherung ausgeweitet noch 
der Unterstützungsauftrag aus Absatz 2 angepasst. Es soll also dabei bleiben, dass 
alle Verfahrenslotsen auch künftig die Jugendämter bei der „Zusammenführung der 
Leistungen der Eingliederungshilfe“ unter dem Dach der Jugendhilfe zu unterstützen 
haben. 

Während eine einheitliche Beibehaltung des bisherigen Unterstützungsauftrags 
nach § 10b Abs. 1 SGB VIII nachvollziehbar erscheint, kann die Beibehaltung einer 
gesetzlichen Aufgabe zur Unterstützung des öffentlichen Trägers bei der 
Zusammenführung der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen in 
dessen Zuständigkeit weder mit Blick auf die künftigen „Erprobungsjugendämter“ 
noch mit Blick auf die weiterhin nur für Eingliederungshilfe bei seelischer 
Behinderung zuständigen Jugendämter überzeugen. Wird die Gesamtzuständigkeit 
erprobt, ist eine Zusammenführung bereits erfolgt und ein Unterstützungsbedarf für 
diesen Prozess besteht nicht mehr. Entsprechend sah der RefE eine Anpassung des 
§ 10b Abs. 2 SGB VIII dahingehend vor, dass die gesamtzuständigen öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe künftig bei der inklusiven Wahrnehmung seiner Aufgaben 
––––––––––––––––– 
22  Hierzu schon DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 35 f. (Fn. 18). 
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unterstützt werden sollte, insbesondere im Rahmen der Jugendhilfeplanung. In den 
übrigen Jugendämtern stünde die Transformation zur Gesamtzuständigkeit zwar 
noch aus, diese kann aber nicht sinnvoll vorangetrieben und dies von den 
Verfahrenslotsen unterstützt werden, wenn für die Verantwortlichen in den Ämtern 
insgesamt völlig offen ist, ob das Ziel einer flächendeckenden Gesamtzuständigkeit 
noch ernsthaft verfolgt wird, und wenn ja, in welchem zeitlichen Rahmen. Auch für 
eine wirkungsvolle Umsetzung des Unterstützungsauftrags nach § 10b Abs. 2 
SGB VIII-E ist ein gesetzlich festgelegter Zeitplan aus hiesiger Sicht unerlässlich 
(vgl. I.). 

D. Infrastrukturelle Bildungsassistenz 
Wie schon der RefE sieht auch der RegE die Einführung einer infrastrukturellen 
Bildungsassistenz vor, mit der individuelle Rechtsansprüche auf Anleitung und 
Begleitung im Kontext Bildung erfüllt werden sollen: In einem neuen § 80a SGB VIII-E 
sind Regelungen zur Planung des Angebots vorgesehen. Daneben soll es im 
Rahmen der Anspruchsgrundlagen der HzE (§ 27 Abs. 6 SGB VIII-E) und der 
Eingliederungshilfe (§ 35b SGB VIII-E) konkretisierende Regelungen geben, 
insbesondere zum Verhältnis zu Einzelfallhilfen. Inhaltlich stimmen die neuen 
Regelungsvorschläge teilweise mit dem RefE überein. An einigen Stellen sind jedoch 
Anpassungen erfolgt: 

I. Ausgestaltung 

1. Hochschule nicht (mehr) erfasst 

Anders als noch im RefE ist im RegE die infrastrukturelle Bildungsassistenz nicht 
mehr auch in Hochschulen, sondern nur noch in Kitas und Schulen vorgesehen. 
Entsprechend sind an der Planung nicht mehr die für Hochschulen zuständigen 
Behörden, sondern ausschließlich die für Schulen zuständigen Behörden 
einzubeziehen (§ 80a SGB VIII-E). Anleitungs- und Begleitungsbedarfe in 
Hochschulen wären damit ausschließlich durch Einzelfallhilfen zu decken (zur 
Pooling-Möglichkeit I. 7.). 

2. Entbehrlichkeit des Angebots im Kita-Bereich? 

Im Kita-Bereich ist nach Auffassung des Instituts die normative Verankerung einer 
zusätzlichen Infrastrukturleistung entbehrlich, denn die Kita ist bereits jetzt inklusiv 
auszugestalten (§ 22a Abs. 4 SGB VIII).23 Es wäre – auch aus systematischer Sicht – 
grundsätzlich überzeugender, die Pflicht des Jugendhilfeträgers, das Regelangebot 
Kita inklusiv auszugestalten, zu konkretisieren. Damit könnte seitens des 
Gesetzgebers gleichzeitig die Reichweite des jugendhilferechtlichen Anspruchs auf 
Tagesbetreuung von Kindern mit Behinderung klargestellt werden, die in 

––––––––––––––––– 
23  Hierzu insg. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 32 (Fn. 18); Tölch JAmt 2026, 372 (373). 
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Rechtsprechung und Literatur unterschiedlich beurteilt wird.24 Da diese Auslegung 
jedoch erst im Vordringen befindlich ist und ein entsprechender struktureller Ausbau 
noch erhebliche Zeit in Anspruch nehmen wird, wird jedenfalls mittelfristig noch der 
Bedarf für ein Infrastrukturangebot auch in der Kita bestehen. Dennoch wird 
angeregt, dieses normativ in §§ 22 ff. SGB VIII zu verankern. 

3. Kinder und Jugendliche mit (drohender) geistiger und körperlicher 
Behinderung? 

Anders als in der inoffiziellen, aber öffentlich bekannten Arbeitsfassung des RefE 
vom 24.6.202625 wird im RegE keine Ausnahme von dem Vorrang des SGB IX für 
Eingliederungshilfe bei geistiger/körperlicher Behinderung für die Anleitung und 
Begleitung in Kita und Schule normiert (vgl. im Einzelnen B. I.). Leistungen der Schul- 
und Kita-Assistenz nach SGB IX sollen von der infrastrukturellen Bildungsassistenz 
also nicht erfasst sein.26 In den Kommunen, die nicht die Gesamtzuständigkeit 
„erproben“, sind demnach Anleitungs- und Begleitungsbedarfe junger Menschen mit 
(drohender) geistiger/körperlicher Behinderung in Kita und Schule vorrangig durch 
das SGB IX Teil 2 und damit den Träger der Eingliederungshilfe zu decken. Dort ist 
die Gewährung der Leistung ausschließlich als Einzelhilfe, nicht als 
Infrastrukturangebot vorgesehen. 

In der Konsequenz stellen sich verschiedene Probleme: 

• Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob diese, von der Art der Behinderung 
abhängige Unterscheidung in der Leistungserbringung sachlich gerechtfertigt 
ist. 

• Ein Ausschluss von Kindern mit körperlich/geistig behinderungsbedingten 
Bedarfslagen ließe sich nur bei Feststehen einer Diagnose umsetzen. 
Gleichzeitig sollen durch die Infrastrukturleistung Bildungsassistenz 
aufwendige Diagnoseprozesse entfallen.27 Ist nun aber zur korrekten 
Rechtskreisabgrenzung (insb. zur Abgrenzung von seelisch und geistig 
bedingten Bedarfen) eine Diagnostik erforderlich, würden aufwendige 
Prozesse gerade nicht erleichtert. 

• Werden in Klassen und Kita-Gruppen mit gemischten Bedarfslagen bestimmte 
junge Menschen aufgrund der Art ihrer Behinderung von Vornherein aus dem 
Angebot ausgeschlossen, würde damit die Grundidee eines 
Infrastrukturangebots, nämlich niedrigschwellig die erzieherischen und 
behinderungsbedingten Unterstützungsbedarfe aller Kinder zu adressieren 
und soweit möglich zu decken, konterkariert. 

––––––––––––––––– 
24  VG München 17.12.2024 – M 18 E 24.6808, BeckRS 2024, 36388 und VG München 16.7.2025 – M 18 E 

25.2924, BeckRS 2025, 18886 sowie VG München 22.8.2024 – M 18 E 24.4368, JAmt 2025, 99 (in 
Kompaktform) = BeckRS 2024, 22963: nur Regelbedarfe; VG Hannover 12.3.2025 – 3 B 581/25, JAmt 2025, 
592 (in Kompaktform) = BeckRS 2025, 5747: auch behinderungsbedingte Bedarfe; hierzu insg. FK-
SGB VIII/Beckmann SGB VIII § 22a Rn. 12 mwN (Fn. 8); ausf. zur Kindertagesbetreuung von Kindern mit 
seelischer Behinderung DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2025, 27 mwN. 

25  Abrufbar unter RefE 24.6.2026, Abruf: 1.9.2026. 
26  RegE 2, 22. 
27  RegE 46, 48. 

https://table.media/assets/berlin/kjhsrg_neu.pdf
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• Verzichtet man auf aufwendige Diagnoseprozesse und fasst auch Kinder ohne 
feststehende Diagnose unter das Infrastrukturangebot, würde die Jugendhilfe 
ggf. Bedarfe auffangen, für die die Eingliederungshilfe nach SGB IX 
verantwortlich ist – mit der Folge, dass sich die Frage nach einer 
Kostenbeteiligung des Trägers der Eingliederungshilfe stellt. 

• Leistet der Träger der Eingliederungshilfe nicht oder nicht rechtzeitig, müsste 
der Jugendhilfeträger als Ausfallbürge leisten. Inwieweit die nachrangig zu 
deckenden geistig/körperlich behinderungsbedingten Bedarfe über das 
Infrastrukturangebot gedeckt werden können, wird maßgeblich von dessen 
Ausgestaltung abhängen. Jedenfalls stellt sich die Frage nach einem 
Kostenerstattungsanspruch des Jugendhilfeträgers. Außerdem dürfte die 
nachrangige Deckung der Bedarfe durch Infrastrukturleistungen den Druck auf 
die Träger der Eingliederungshilfe zur rechtzeitigen Leistungsgewährung 
mindern. 

• Insbesondere in Kitas scheint nicht stimmig, dass die Infrastrukturleistung 
Bildungsassistenz nur seelisch behinderungsbedingte Bedarfslagen erfassen 
soll, weil das Infrastruktursystem Kita selbst eigentlich insgesamt inklusiv 
aufzustellen ist (§ 22a Abs. 4 SGB VIII). Insoweit ist zu befürchten, dass sich 
die derzeit unklare und umstrittene Rechtslage zur Reichweite der Ansprüche 
aus § 24 SGB VIII bei Kindern mit Behinderung noch verschärfen wird (hierzu 
schon unter I. 2.). 

Diese Situation ist unbefriedigend und mit erheblichen Rechtsunsicherheiten 
behaftet. 

Das DIJuF regt daher an: 

➢ Die gespaltene Zuständigkeit wird für die Anleitung und Begleitung durch 
infrastrukturelle Bildungsassistenz in Kita und Schule aufgehoben, sodass 
hierfür insgesamt unabhängig von der Art der Behinderung ein Vorrang des 
SGB VIII-E gilt. Dann läge die Deckung entsprechender Bedarfe in Kita und 
Schule insgesamt bei den Jugendämtern. So könnten tatsächlich 
niedrigschwellige Infrastrukturleistungen unabhängig von der Art des Bedarfs 
geschaffen werden (zur Verantwortung der Schule II. 1.; zur alternativen 
Beteiligung der Träger der Eingliederungshilfe an der Finanzierung II. 2.). 

4. Vorrang der Schule 

Grundsätzlich ist das System Schule für die Gewährung einer inklusiven Infrastruktur 
an den Schulen vorrangig zuständig. Dies folgt aus der Pflicht zur Gewährleistung 
des Rechts auf inklusive Bildung (Art. 24 UN-BRK) und dem in § 10 Abs. 1 SGB VIII 
normierten Vorrang der Verpflichtungen der Schule vor Leistungen nach SGB VIII. 

➢ Das DIJuF regt daher an, in § 35b S. 3 SGB VIII-E den Zusatz „nach § 80a“ 
hinter „Stehen keine infrastrukturellen Angebote zur Verfügung […]“ zu 
streichen. 

 



 

Seite 19 / 28 

5. Verhältnis zu Einzelhilfe 

a) Voraussetzung für Anspruch auf Einzelhilfe 

Besonders kritisch wird bislang die (vermeintliche?) Erschwerung des Zugangs von 
Leistungsberechtigten zu einer Einzelhilfe beurteilt.28 Ergänzt wurde im RegE, dass 
ein Anspruch auf Einzelhilfe besteht, wenn „keine infrastrukturellen Angebote nach 
§ 80a zur Verfügung [stehen]29 oder der erzieherische Bedarf im Einzelfall“ bzw. 
„nach der Besonderheit des Einzelfalles der Bedarf eine dem jeweiligen Kind oder 
Jugendlichen einzeln zur Seite gestellte Anleitung und Begleitung […] [erfordert]“ 
(§ 27 Abs. 6 S. 2 SGB VIII-E, § 35b S. 3 SGB VIII-E). Ob damit im Vergleich zu der 
Formulierung im RefE eine Absenkung der Voraussetzungen einer Einzelhilfe 
verbunden ist, erscheint fraglich. Nach dem Wortlaut des § 27 Abs. 6 S. 1 SGB VIII-
E und § 35b S. 1 SGB VIII-E „werden“ Anleitung und Begleitung als infrastrukturelle 
Angebote „gewährt“ (Indikativ, Mussvorschrift). Dh, es muss ermittelt bzw. 
dargelegt werden, dass ein Infrastrukturangebot nicht vorhanden ist (was 
unproblematisch sein dürfte) oder dass der Bedarf eine Einzelhilfe „erfordert“. Um 
Rechtsunsicherheiten oder -verkürzungen vorzubeugen, sollten jedenfalls in der 
Begründung Regelbeispiele, in denen typischerweise Einzelhilfen erforderlich sind, 
oder (abstrakter) in der Prüfung zu berücksichtigende Faktoren ergänzt werden 
(etwa Umfang und Intensität des Anleitungs- und Begleitungsbedarfs sowie das 
Erfordernis nach einer gleichbleibenden Vertrauens-/Bezugsperson). 

b) Einleitung einer Hilfeplanung? 

Die Vorschriften zur Hilfeplanung sollen bei der Gewährung von Kita- bzw. 
Schulbegleitung als Infrastrukturangebot keine Anwendung finden. Eine individuelle 
Hilfeplanung soll jedoch (wie bereits im RefE30) in den Fällen erfolgen, in denen ein 
Anspruch auf Einzelhilfe besteht. 

In der Diskussion um den RefE wurde vielfach kritisiert, dass dabei unklar bleibt, ob, 
wann und unter welchen Voraussetzungen diese Hilfeplanung zur Prüfung von 
Einzelbedarfen einzuleiten ist.31 In § 35b S. 4 SGB VIII-E ist nun entsprechend eine 
Ergänzung vorgesehen, wonach die Vorschriften zur Hilfeplanung doch anzuwenden 
sind, „wenn in einem anderen Zusammenhang noch keine Bedarfsfeststellung 
erfolgt ist und eine Bedarfsfeststellung notwendig ist, um die Eignung des 
infrastrukturellen Angebotes im Einzelfall festzustellen“. Dabei ist nicht 
nachvollziehbar, wieso diese Ergänzungen nur in § 35b SGB VIII-E, also im Hinblick 
auf behinderungsbedingte Bedarfslagen, nicht aber in § 27 Abs. 6 SGB VIII-E, also 
für erzieherische Bedarfslagen, vorgenommen wurden. Aus hiesiger Sicht ist 
zwingend ein Gleichlauf der Regelungen herzustellen. 

––––––––––––––––– 
28  Fink/Bitter NZFam 2026, 705. 
29  Im RefE ergab sich dies lediglich aus der Entwurfsbegr., was zu Unklarheiten in der Auslegung führte. Die 

Klarstellung im Wortlaut ist zu begrüßen. 
30  RefE 82, 86 f. 
31  Vgl. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 34 (Fn. 18); krit. außerdem zB Arbeitsgemeinschaft für 

Kinder- und Jugendhilfe – AGJ Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG vom 16.4.2026, 6, 8 ff., abrufbar 
unter AGJ Stellungnahme vom 16.4.2026, sowie Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. 
(DV) Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG vom 15.4.2026 (DV 5/26), 14, abrufbar unter 
DV Stellungnahme vom 15.4.2026, Abruf: jew. 1.9.2026. 

http://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2026/AGJ-StN_RefE_KJHSRG.pdf
http://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/stellungnahme-der-geschaeftsstelle-des-deutschen-vereins-fuer-oeffentliche-und-private-fuersorge-ev-zum-entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-erstes-kinder-und-jugendhilfestrukturreformgesetz-1kjhsrg/
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Dass konkretisierende Kriterien normiert werden sollen, ist auch mit Blick auf das 
Bedürfnis nach Rechtsklarheit bei der Rechtsanwendung durch die Jugendämter zu 
begrüßen. Gleichwohl scheint der Ansatz zweifelhaft. 

➢ Erforderlich wäre aus Sicht des Instituts vielmehr die Klarstellung, dass eine 
Bedarfsfeststellung im Rahmen der individuellen Hilfeplanung zu erfolgen hat, 
sobald über das Infrastrukturangebot hinausgehende Bedarfe an das 
Jugendamt herangetragen werden.32 

Der stattdessen verfolgte Ansatz im RegE wirft hingegen die Frage auf, in welchen 
Fällen eine Bedarfsfeststellung zur Prüfung der Eignung des Infrastrukturangebots 
nicht notwendig sein und in welchem Verfahren die Einschätzung über diese 
Notwendigkeit getroffen werden soll. Gleiches gilt mit Blick auf die Prüfung, 
inwieweit auf vorhandene Bedarfsermittlungen zurückgegriffen werden kann. 

➢ Da – anders als noch im RefE – die Bedarfsfeststellung für Leistungen der 
Eingliederungshilfe nicht mehr in den Vorschriften der Hilfeplanung verortet 
ist, sollte zudem geprüft werden, ob § 35b S. 2 und 4 SGB VIII-E um die 
(Nicht-)Anwendung des § 35c SGB VIII-E zu ergänzen ist. 

6. Schulbegleitung als HzE? 

Der RegE bezieht (wie schon der RefE) auch erzieherische Bedarfe in das zu schaffende 
Infrastrukturangebot in Schulen ein und normiert insbesondere ausdrücklich einen 
Anspruch auf Schulbegleitung als Einzelfall-HzE (§ 27 Abs. 6 S. 2 SGB VIII-E). Unter 
Zugrundelegung der in Literatur und Praxis verbreiteten Auffassung, wonach 
Schulbegleitung nicht als HzE gewährt werden kann,33 wäre mit der gesetzlichen 
Regelung eine Leistungsausweitung verbunden. Bereits bei Schaffung der Regelung 
zu Gruppenangeboten in Schulen zur Deckung erzieherischer Bedarfe (§ 27 Abs. 3 S. 2 
SGB VIII) mit dem KJSG war unklar, welche Konsequenzen sich dadurch im Hinblick 
auf die umstrittene Gewährung von Schulbegleitung als Einzelhilfe im Rahmen von 
HzE ergeben. 

➢ Das Institut regt an, jedenfalls klarzustellen, dass der Meinungsstreit dem 
Gesetzgeber bekannt ist und mit Normierung eines Anspruchs auf 
Schulbegleitung als HzE ausdrücklich eindeutig entschieden wird. 

7. Kein Pooling von erzieherischen Einzelhilfen 

Auch nach dem RegE soll die bisherige Möglichkeit im derzeitigen § 27 Abs. 3 S. 3 
SGB VIII zur gemeinsamen Erbringung von Einzelhilfen der Anleitung und Begleitung 
in Schule und Hochschule entfallen. Dieses sog. „Pooling“ von Einzelhilfen ist damit 
bei erzieherischen Bedarfen nicht mehr möglich. Für behinderungsbedingte Bedarfe 
gilt hingegen über den Verweis in § 35a Abs. 2 SGB VIII-E die Pooling-Möglichkeit aus 
§ 112 Abs. 4 SGB IX (Teilhabe an Bildung) sowie aus § 116 Abs. 2 SGB IX (Soziale 
Teilhabe, insb. Assistenzleistungen). 

––––––––––––––––– 
32  So bereits DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 34 (Fn. 18); vgl. auch Tölch JAmt 2026, 372 (375). 
33  Dazu ausf. DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2025, 309 (310 f.) und 2023, 586. 
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Nach der derzeit vorgesehenen Rechtslage wäre für erzieherische Bedarfe in 
Schulen nur noch entweder die (niedrigschwellige) Inanspruchnahme der 
Bildungsassistenz ohne gesondertes Antrags- und Prüfungsverfahren möglich oder 
die Erbringung von Einzelleistungen durch eine individuelle Assistenzkraft nach 
gesonderter Prüfung im Rahmen der Hilfeplanung. In Hochschulen wäre nur 
Letzteres möglich (vgl. I. 1.). Dass auch bei Gewährung von Einzelleistungen eine 
Assistenzkraft für mehrere Leistungsberechtigte gemeinsam die Leistungserbringung 
übernehmen kann, würde hingegen ausscheiden. 

➢ Es wird angeregt zu prüfen, ob die Streichung der gemeinsamen 
Leistungserbringung im Bereich der HzE tatsächlich gewollt ist, auch vor dem 
Hintergrund, dass im RegE (wie bereits im RefE) zwischen den Begriffen 
„Pooling“ und „Infrastruktur“ nicht hinreichend differenziert wird. 

II. Planung und Finanzierung des Angebots 

Anders als noch im RefE ist im Wortlaut des § 80a S. 2 SGB VIII-E nicht mehr explizit 
vorgesehen, dass Landesrecht „insbesondere auch die Beteiligung der in den Ländern 
für die Finanzierung der Schulen oder Hochschulen verantwortlichen Stellen an den 
Kosten der Angebote“34 regelt. Landesrecht soll nur noch „insbesondere die 
Beteiligung der nach Landesrecht für die Schulen zuständigen Behörden“ regeln. Der 
Einbezug der Schule in die Planung der infrastrukturellen Bildungsassistenz ergibt 
sich jedoch bereits aus § 80a S. 1 SGB VIII-E, letztlich schon aus § 80 Abs. 5 SGB VIII. 
Die Begründung enthält noch die Ausführungen aus dem RefE und geht weiterhin 
davon aus, dass vor „dem Hintergrund des kompetenzrechtlichen Gefüges […] hierfür 
auch entsprechende landesrechtliche Vorgaben erforderlich [sind], die auch eine 
Mitfinanzierung der Infrastrukturangebote durch die für die Schulen verantwortlichen 
Stellen regeln […]“35. 

Auch wenn das kompetenzrechtliche Gefüge (Schule fällt in die 
Gesetzgebungskompetenz Länder) eine Lösung erschwert, muss der 
finanzverfassungsrechtliche Grundsatz gelten, dass die Finanzierungsverantwortung 
der Aufgabenzuständigkeit folgt. Leistet die Jugendhilfe als nachrangig 
verantwortliches System, übernimmt sie damit gerade nicht auch die 
Kostenverantwortung. 

➢ Das DIJuF regt an, zumindest in § 80a SGB VIII-E klarzustellen, dass 
schulische (Infrastruktur-)Angebote einem von der Kinder- und Jugendhilfe 
als Ausfallbürgin zu planendem Angebot vorgehen. 

➢ Neben der Klarstellung der Aufgaben- und Finanzierungszuständigkeit des 
Systems Schule sollte geprüft werden, ob der Bund über Finanzhilfen gem. 
Art. 104c GG leistet. Diese sind ausdrücklich dafür gedacht, den Ausbau der 
kommunalen Bildungsinfrastruktur voranzubringen. 
 

––––––––––––––––– 
34  So noch § 80a S. 2 SGB VIII-E idF des RefE. 
35  RegE 52. 
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➢ Bleibt die geplante Bildungsassistenz auf erzieherische und seelisch 
behinderungsbedingte Bedarfe beschränkt, wären Rechtsgrundlagen für eine 
Finanzierungsbeteiligung des Trägers der Eingliederungshilfe oder für ein 
gemeinsames Infrastrukturangebot von Jugend- und Eingliederungshilfe zu 
schaffen, um die Schnittstellenproblematik aufzufangen und einzelfallbezogene 
Rechtskreiszuordnungen tatsächlich zu vermeiden. 

E. Vorranggebot vor HzE 
Die im RefE vorgesehene Regelung ist im RegE nahezu wortgleich übernommen 
worden. Ergänzt wurde sie um eine Regelung zur Hilfeplanung. Nach § 36 Abs. 2 
S. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII-E soll im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte über die 
vorrangige Gewährung von Regel- oder Infrastrukturangeboten entschieden 
werden, sofern diese gleich oder besser geeignet sind. 

I. Anspruchserfüllende Wirkung von Regel- und 
Infrastrukturangeboten 

1. Rechtssystematik? 

Die Regelung steht im Widerspruch zu den Anspruchsvoraussetzungen und der 
Rechtsfolge von § 27 SGB VIII. Gem. § 27 Abs. 1 SGB VIII setzt der Anspruch auf 
eine HzE voraus, dass eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 
entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe (zur Erziehung) für 
seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. Die Voraussetzungen für eine HzE 
liegen also bereits dem Wortlaut nach nicht vor, wenn eine HzE zur Deckung des 
Bedarfs des Kindes gerade nicht notwendig ist, bspw. weil ein Bedarf besteht, der 
durch infrastrukturelle Regelleistungen gedeckt werden kann. Umgekehrt besteht 
eindeutig ein Rechtsanspruch auf eine HzE, wenn gerade eine solche notwendig ist. 

➢ Das Institut regt daher an, statt in § 27 Abs. 5 SGB VIII-E ein 
rechtssystematisch schiefes, der Begründung nach fiskalisch motiviertes 
Vorranggebot sowie (in bestimmten Fällen?) eine Hilfeplanung für Regel- und 
Infrastrukturangebote einzuführen (§ 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII-E), in 
§ 27 Abs. 1 SGB VIII klarzustellen, dass die Leistungsvoraussetzungen nach 
§ 27 Abs. 1 SGB VIII nicht vorliegen, wenn der Bedarf der Familie durch eine 
andere Leistung nach §§ 11 ff., 16 ff. oder 22 ff. SGB VIII gedeckt werden kann 
und eine HzE daher nicht notwendig ist. 

Damit wäre – weil es Tatbestandsvoraussetzung wäre – automatisch sichergestellt, 
dass das Jugendamt vor Gewährung einer HzE eine mögliche Deckung des Bedarfs 
durch eine Infrastruktur- oder Regelleistung prüft. Wäre ein Regel- oder 
Infrastrukturangebot tatsächlich bedarfsdeckend, könnte dieses gewährt werden, 
ohne dass ein Hilfeplanverfahren durchzuführen wäre, das erhebliche Ressourcen 
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im Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) bindet und die Vorteile von Regel- und 
Infrastrukturleistungen konterkarieren würde. 

➢ Es wird angeregt, § 27 Abs. 1 SGB VIII wie folgt zu formulieren: 

„Ein Personensorgeberechtigter hat … Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), 
wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet ist, der erzieherische Bedarf nicht durch eine 
andere Leistung, insbesondere nach §§ 11 ff., 13 ff. oder 22 ff. SGB VIII, 
gedeckt werden kann und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und 
notwendig ist.“ 

➢ Entsprechend wird empfohlen, die Regelung zur Entscheidung im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte über die vorrangige Gewährung 
entsprechender Hilfen in der Hilfeplanung (§ 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 
SGB VIII-E) zu streichen. 

2. Einschränkung bei Anhaltspunkten für Kindeswohlgefährdung? 

Nach der Begründung zum RegE greift das Vorranggebot nicht, wenn eine Hilfe zur 
Abwendung einer Kindeswohlgefährdung (§ 8a SGB VIII, § 1666 BGB) oder zum 
Entgegenwirken einer erneuten Straftat (§ 52 SGB VIII) erforderlich ist.36 Damit wird 
eine irreführende, rechtsystematisch nicht begründbare Unterscheidung zwischen 
HzE mit bzw. ohne Kindeswohlgefährdung aufgemacht: Auch wenn es „nur“ darum 
geht, eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung durch die Hilfe zu 
gewährleisten (§ 27 Abs. 1 SGB VIII), ist der Staat verpflichtet, die „geeignete und 
notwendige“ HzE zu leisten, und kann nicht eine „Ersatzleistung“ gewähren. 

II. Entlastungspotenziale 

1. Verfügbarkeit geeigneter Regel- und Infrastrukturangebote? 

Um das Ziel zu erreichen, intensive Einzelhilfen durch gute Infrastrukturangebote 
„entbehrlich“ zu machen, weil erzieherische Bedarfe iSv § 27 SGB VIII gar nicht erst 
entstehen, hält das Institut andere Maßnahmen für deutlich effektiver. Wie die 
Begründung zu Recht ausführt, setzt das Vorranggebot voraus, dass Regel- und 
Infrastrukturangebote überhaupt vorhanden sind.37 Ohne eine Stärkung der 
Infrastrukturangebote liefe das Vorranggebot auf einen Zirkelschluss hinaus, wenn 
einerseits auf den Vorrang von Infrastrukturangeboten verwiesen wird, diese aber 
gleichzeitig nicht ausgebaut oder sogar abgebaut werden, weil es sich um 
vermeintlich freiwillige Leistungen handelt, die sich die Kommune in der 
Haushaltsnotlage nicht leisten kann. 

➢ In diesem Sinne regt das DIJuF an – über die geplante Pflicht zur Bereitstellung 
von Mitteln für die Jugendsozialarbeit hinaus – klarzustellen, dass den 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe die gesetzliche Pflicht trifft, ein quantitativ 
und qualitativ bedarfsgerechtes Angebot an Infrastrukturleistungen, die auch 

––––––––––––––––– 
36  RegE 45. 
37  RegE 45. 
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der Prävention von intensiveren Hilfebedarfen dienen, vorzuhalten. In diesem 
Zusammenhang sollte klargestellt werden, dass Leistungen nach SGB VIII, 
auch Regel- und Infrastrukturleistungen, keine „freiwilligen“ Leistungen sind. 

2. Kostendämpfung? 

Eine Reduktion der Kosten für ambulante HzE ergibt sich nur, wenn es eine relevante 
Anzahl von Fällen gäbe, in denen der Bedarf aktuell durch HzE gedeckt wird, dieser 
tatsächlich aber genauso gut oder besser durch eine Regel- oder 
Infrastrukturleistung gedeckt werden könnte. Da sich für diese Hypothese keine 
Belege in Praxis und Forschung finden, können Befürchtungen in der 
Fachöffentlichkeit, die Regelung könne als Druckmittel gegenüber den 
Jugendämtern bzw. Rechtfertigung gegenüber den Bürger*innen, notwendige Hilfen 
nicht zu gewähren, nicht von der Hand gewiesen werden. Die Bundesregierung 
nimmt ein Entlastungspotenzial von 100 Mio. EUR durch das Vorranggebot der 
Tagesbetreuung gegenüber den HzE an. Sie legt zugrunde, dass 1/3 der in Anspruch 
genommenen ambulanten HzE bei unter dreijährigen Kindern bei Inanspruchnahme 
von Tagesbetreuung entbehrlich wäre. Woraus sie schließt, dass 1/3 der Familien 
lieber eine Familienhelferin als einen Krippenplatz in Anspruch nimmt bzw. dass 
Jugendämter in jedem dritten Fall den Familien eine Familienhelferin anbieten, 
obwohl ein Krippenplatz bedarfsgerecht wäre, wird nicht weiter ausgeführt. Im 
Übrigen weist die Statistik nicht aus, ob die unter Dreijährigen, die ambulante HzE in 
Anspruch nehmen, nicht bereits parallel die Krippe besuchen. Dann wäre das 
behauptete Entlastungspotenzial sogar noch geringer. 

Noch viel deutlichere Einsparungen erwartet die Bundesregierung bei der 
Unterbringung von jungen Menschen im Jugendwohnen gem. § 13 Abs. 3 SGB VIII 
als Alternative zur Unterbringung in betreuten Wohnformen gem. § 34 SGB VIII. 
Spätestens ab 2033, wenn das Angebot entsprechend ausgebaut sei, könnten in der 
Gruppe junger Menschen, für die entsprechende Angebote geeigneter sind (10 %), 
100 Mio. EUR, und für die Gruppe, für die entsprechende Angebote gleich geeignet 
sind, 150 Mio. EUR pro Jahr eingespart werden. Auch hier erschließt sich aus der 
Begründung nicht, auf welcher Grundlage die Bundesregierung annimmt, für einen 
bestimmten Prozentsatz junger Menschen seien Leistungen gem. § 13 Abs. 3 
SGB VIII geeignet(er) als eine Unterbringung in einer betreuten Wohnform. 

F. Sonstiges 
Jenseits der zentralen Themen Experimentierklausel, Vorranggebot und 
infrastrukturelle Bildungsassistenz hat der RegE zahlreiche Einzelvorschläge aus 
dem RefE wort- bzw. inhaltsgleich übernommen, zT auch korrigiert (insb. die 
bußgeldbewährte Wohnsitznahmeverpflichtung für unbegleitete minderjährige 
Ausländer [UMA] wieder gestrichen). 
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I. Allgemeiner Teil, Leistungen und andere Aufgaben 

1. Unveränderte Vorschläge aus dem RefE 

Aus dem RefE nahezu wortgleich übernommen wurde insbesondere: 

• Erweiterung von § 1 Abs. 1 SGB VIII um „Recht auf Teilhabe“ 
• Qualifizierung von Beratung von Kindern und Jugendlichen ohne Kenntnis der 

Personensorgeberechtigten, durch Ombudsstellen und Verfahrenslotsen als 
Leistung iSd § 2 Abs. 2 SGB VIII 

• Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Rehabilitationsträger (§ 3 Abs. 4 
SGB VIII-E) 

• Beteiligung von anderen Stellen und Leistungserbringern an der 
Gefährdungseinschätzung (§ 8a Abs. 1 S. 1 SGB VIII-E) 

• Ergänzung der Eingangsberatung um Budgetberatung (§ 10a SGB VIII-E) 
• Redaktionelle Klarstellung bei der Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII-E) 
• Schutz vor häuslicher Gewalt bei begleitetem Umgang (§ 18 Abs. 3 S. 4 

SGB VIII-E) 
• Begriffliche Ersetzung von „Heimerziehung“ durch „Betreute Wohnformen“ 

(§ 34 SGB VIII-E) 
• Zuverlässigkeit des Trägers im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens 

verlangt Gewähr für eine den Zielen des GG förderliche Arbeit (§ 45 Abs. 2 S. 2 
Nr. 1 SGB VIII-E) 

• Änderungen in den personellen Anforderungen je nach Funktion (§§ 45, 78c, 
79 SGB VIII-E) 

2. Schutz in Pflegeverhältnissen (§ 37c Abs. 3 S. 4 SGB VIII-E, § 86 Abs. 6 
SGB VIII-E) 

Auch die Vorschläge zum besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Pflegfamilien hat der RegE übernommen: In § 86 Abs. 6 SGB VIII-E soll ein neuer 
Satz 4 aufgenommen werden, der den Zuständigkeitsübergang bei Dauerpflege 
daran koppelt, dass bei Auswahl der Pflegeperson durch das leistungszuständige 
Jugendamt eine Beteiligung des Jugendamts am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts 
(gA) der Pflegeperson erfolgt ist (§ 37c Abs. 3 S. 4 SGB VIII-E). Dass im RegE in 
Bezug auf die Pflegeperson der Zusatz gestrichen wurde „die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb des Bereichs des örtlich zuständigen Trägers hat“, ist 
mutmaßlich ein redaktionelles Versehen, das korrigiert werden sollte. 

Nicht nur die Beteiligung bei der erstmaligen Auswahl der Pflegepersonen dient 
dem Schutz des Kindes, sondern auch die Information des Jugendamts am neuen gA 
der Pflegefamilie nach einem Umzug.38 Ansonsten kommt bei einem Umzug der 
Pflegefamilie an einen dritten Ort § 86 Abs. 6 S. 1 SGB VIII „normal“ zur 
Anwendung, sprich das Jugendamt am neuen Ort des gA der Pflegefamilie würde 
nach zwei Jahren zuständig, obwohl es über den Zuzug der Familie nicht informiert 

––––––––––––––––– 
38  Ausf. zu dieser Problematik DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2026, 207. 
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wurde (und – anders als das Jugendamt am ersten gA – an der Auswahl der 
Pflegefamilie nicht beteiligt war). 

➢ Das DIJuF regt daher an, § 37c Abs. 3 S. 4 SGB VIII-E um eine Pflicht des 
leistungszuständigen Jugendamts zu erweitern, bei einem Umzug der 
Pflegestelle das Jugendamt am neuen gA der Pflegefamilie über den Zuzug 
der Pflegefamilie zu informieren. 

3. Unbegleitete minderjährige Ausländer*innen (§§ 42a–42f SGB VIII) 

Im Vergleich zum RefE sind im Bereich UMA nur noch wenige Änderungen geplant. 
Zum einen soll die Meldefrist zur Verteilung von sieben Werktagen auf einen Monat 
verlängert werden (§ 42a Abs. 4 SGB VIII-E), die bisherige Berichtspflicht (§ 42e 
SGB VIII) wird entfallen und in den Kinder- und Jugendbericht überführt (§ 84 Abs. 1 
S. 2 SGB VIII-E), die Regelung zur Alterseinschätzung verschlankt (§ 42f Abs. 1 und 
2 SGB VIII-E) und das Widerspruchsverfahren abgeschafft (§ 42f Abs. 3 SGB VIII-E). 
Im Bereich der Kostenerstattung knüpft die Monatsfrist nun an die Kenntnis des 
tatsächlichen Aufenthalts und nicht mehr an die Einreise an (§ 89d Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
SGB VIII-E). 

➢ Gegenüber einer Verlängerung der Frist zur Anmeldung zum Verteilverfahren 
spricht sich das DIJuF dafür aus, an dem in 2015 durch die Einführung der 
Sieben-Tage-Frist in § 42a Abs. 4 SGB VIII festgelegten Ziel festzuhalten, die 
vorläufige Inobhutnahme, also eine Phase, in der die jungen Menschen ohne 
Beschulung, Perspektiven und rechtliche Vertretung bleiben, mit Blick auf das 
Kindeswohl so kurz wie möglich zu halten.39 

Hingegen begrüßt das DIJuF, dass die noch im RefE vorgesehene und von der 
Fachöffentlichkeit40 kritisierte Wohnsitznahmeverpflichtung für UMA im Bereich des 
Zuweisungsjugendamts gänzlich gestrichen wurde. Ebenso ist positiv 
hervorzuheben, dass der Gesetzgeber von der ursprünglich vorgeschlagenen 
komplizierten und in sich widersprüchlichen Regelung zur Alterseinschätzung 
Abstand genommen und den Wortlaut vereinfacht und verschlankt hat. Dies dürfte 
angesichts der umfassenden Rechtsprechung zur Alterseinschätzung ausreichen. 
Auch die Änderung des Anknüpfungspunkts der Monatsfrist an die Kenntnis des 
tatsächlichen Aufenthalts des UMA im Zuständigkeitsbereich des Jugendamts greift 
das größte Problem im Rahmen der Kostenerstattung praxisgerecht auf und ist 
daher zu befürworten. 

4. Bestätigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils 
(§ 58a SGB VIII-E) 

In Abweichung zum RefE soll der überlebende Elternteil nun „eine Bestätigung über 
den Tod des anderen Elternteils“ beim Jugendamt beantragen können. Damit soll 
klargestellt sein, dass sich die Bestätigung nicht auf die Alleinsorge bezieht, die das 
Jugendamt nur eingeschränkt prüfen kann. Eine „Bestätigung über den Tod“ durch 

––––––––––––––––– 
39  Ausf. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 48 (Fn. 18). 
40  Ausf. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 50 (Fn. 18). 
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das Jugendamt ist für den überlebenden Elternteil allerdings nicht weniger 
belastend als eine Sterbeurkunde, weswegen wohl doch eine Bestätigung der 
Alleinsorge gemeint ist. Dafür spricht, dass in § 58a S. 2 SGB VIII-E weiterhin 
vorgesehen ist, dass die Bestätigung bei berechtigten Zweifeln an der alleinigen 
Sorge abzulehnen ist. Auch die Begründung wurde nicht angepasst. Dort heißt es 
weiterhin, dass das Jugendamt eine „Bestätigung über das Bestehen der alleinigen 
Sorge“ ausstellt.41 

II. Gesamtverantwortung, Vereinbarungsrecht, Zuständigkeit 

1. KI-Tool zur Ermittlung der örtlichen Zuständigkeit 

Für die Ermittlung der örtlichen Zuständigkeit soll zukünftig ein automatisches 
Prüfungssystem zur Anwendung kommen können (§ 79 Abs. 4 SGB VIII-E). Die noch 
im RefE enthaltene Soll-Regelung ist in eine Kann-Regelung geändert worden. Dass 
nicht mehr enthalten ist, dass „ein von der obersten Bundesbehörde 
bereitgestelltes“ System zur Anwendung kommen soll, ist mit Blick auf die 
Organisationsfreiheit der Kommunen stimmig. 

Gleichwohl sollte die in dem Ansatz zum Ausdruck kommende Idee eines 
bundesweit einheitlichen und geförderten Digitalpakts Kinder- und Jugendhilfe 
unbedingt fortgeführt werden, um die Digitalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe 
insgesamt, effizient und einheitlich voranzubringen. 

➢ Das DIJuF schlägt daher vor, in § 83 SGB VIII die Förderung und Anregung von 
bundesweit einheitlichen digitalen Systemen explizit mitaufzunehmen. 

2. Vormundschaft bei Umzug des Mündels 

§ 87c Abs. 3 S. 3 SGB VIII-E bestimmt, dass das Jugendamt beim Familiengericht 
einen Antrag auf Entlassung zu stellen hat, sobald das Kind oder der Jugendliche 
seinen gA nimmt oder wechselt und das Jugendamt annimmt, dass seine Entlassung 
dem Wohl des Kindes dient und seinem Willen nicht entgegensteht. Mit diesem 
begrüßenswerten Vorschlag wird eine langjährige Forderung der Amtsvormundschaft 
aufgenommen, mehr Flexibilität bei einem Wechsel des Wohnorts des Kindes 
einzuführen und den Antrag auf Entlassung ausschließlich an dessen Wohl zu 
orientieren.42 

3. Vereinbarungsrecht 

Wie auch im RefE sind im RegE punktuelle Änderungen im Vereinbarungsrecht des 
SGB VIII vorgesehen: 

• Ergänzung des § 74 SGB VIII um die inklusive Ausrichtung 
• Ergänzung der Berücksichtigung der Grundsätze der Leistungsfähigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in § 77 SGB VIII 
 

––––––––––––––––– 
41  RegE, 41. 
42  Ausf. DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 64 (Fn. 18). 
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• Ergänzungen in § 78b SGB VIII: Wirksamkeit der Leistungsangebote als 
Vereinbarungsinhalt, Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts, 
Zugänglichmachung der Vereinbarungen, Normierung eines gesetzlichen 
Vergütungsanspruchs 

Weitergehende Änderungen im Vereinbarungsrecht, vor allem eine Angleichung an 
das modernere Leistungserbringungsrecht des SGB XI Teil 2, sind nicht vorgesehen. 
Für ein 2. KJHSRG ist aber eine Weiterentwicklung der Finanzierungsregelungen 
angekündigt.43 

➢ Es wird angeregt, (im Rahmen eines 2. KJHSRG) notwendige Modernisierungen 
vorzunehmen, insbesondere im Hinblick auf Vereinbarungen nach § 77 SGB VIII 
für ambulante Leistungen (Vergütungsanspruch, Schiedsstellenfähigkeit) und 
die seitens der öffentlichen Träger gewünschte Überführung der Regelungen 
aus §§ 129 ff. SGB IX zu Leistungskürzungs- und Kündigungsmöglichkeiten.44 

4. Fehlende Regelungen/Sonstige Nachbesserungsbedarfe 

Es ist außerdem auf folgende aus Sicht des Instituts bestehende 
Nachbesserungsbedarfe hinzuweisen: 

➢ § 38 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII wird durch den RegE nicht angepasst, verweist also 
nach wie vor auf die Stellungnahme iSd § 35a Abs. 1a S. 1 SGB VIII. Da diese 
Regelung allerdings abgeschafft werden soll, ist § 38 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII 
entsprechend anzupassen. 

➢ Die Regelungen zur Hilfe für junge Volljährige sowie zum Übergang in das 
Erwachsenenrecht des SGB IX (§§ 41, § 36b SGB VIII) werden wie schon im 
RefE nicht angepasst. Das Institut verweist bezüglich der erforderlichen 
Anpassungsbedarfe auf seine ausführliche Stellungnahme.45 

➢ Die Regelung zum Verbandsklagerecht (§ 85 SGB IX) sollte ausdrücklich auf 
Rechtsverletzungen nach dem Zweiten Kapitel Vierten Abschnitt Zweiten 
Unterabschnitt (Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen) des SGB VIII-E erweitert werden. 

––––––––––––––––– 
43  RegE 4, 24. 
44  Hierzu schon DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 55 f. (Fn. 18). 
45  DIJuF Stellungnahme zum RefE des 1. KJHSRG 44 ff. (Fn. 18). 


